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Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben des 
Landes 2003 bis 2012  

Die Steuereinnahmen des Landes stiegen in den vergangenen zehn 
Jahren um durchschnittlich 3,4 Prozent, die Ausgaben hingegen nur 
um durchschnittlich 2,4 Prozent. Trotzdem hat das Land in diesem Zeit-
raum 9,9 Mrd. Euro neue Kredite aufgenommen. 

1 Einnahmen 

1.1 Entwicklung der Einnahmen 2003 bis 2012 

In Tabelle 1 sind für die Jahre 2003 sowie 2008 bis 2012 die veranschlagten 
Einnahmen jeweils den Ist-Einnahmen gegenübergestellt. 

 

Tabelle 1: Einnahme-Ansätze und Ist-Einnahmen (in Mio. Euro) 

 2003 2008 2009 2010 2011 2012 

Einnahme-Ansätze laut 
Staatshaushaltsplan  31.549 33.984 35.941 35.081 36.764 38.847

(davon Steuereinnahmen) (22.350) (27.465) (25.580) (23.390) (26.020) (29.010)

Gesamt-Ist-Einnahmen 
(davon Steuereinnahmen) 

31.4421

(21.997)
36.2911

(28.002)
34.8461

(24.733)
36.934 

(24.799) 
39.360 

(27.294) 
40.834

(29.661)

Differenz zwischen den 
Einnahme-Ansätzen und 
den Gesamt-Ist-Einnahmen 

-107 +2.307 -1.095 +1.853 +2.596 +1.987

(dto. nur Steuereinnahmen) (-353) (+537) (-847) (+1.409) (+1.274) (+651)

Veränderungen gegenüber 
dem Vorjahr (in Prozent)   

• Einnahme-Ansätze +1,9 -1,6 +5,8 -2,4 +4,8 +5,7

• Gesamt-Ist-Einnahmen +3,1 +1,6 -4,0 +6,0 +6,6 +3,7

• Steuereinnahmen +3,3 +3,9 -11,7 +0,3 +10,1 +8,7

1 Einschließlich Kraftfahrzeugsteuer. 
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Die Entwicklung der Ist- und Soll-Einnahmen ist aus Abbildung 1 ersichtlich. 

 

Abbildung 1: Ist- und Soll-Einnahmen (in Mio. Euro)  
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In den letzten 10 Jahren lagen die Ist-Einnahmen nur 2003 um 0,1 Mrd. 
Euro und 2009 um 1,1 Mrd. Euro unter den Einnahmeansätzen. In den übri-
gen Jahren wurden zwischen 0,8 Mrd. Euro und 2,6 Mrd. Euro höhere Ein-
nahmen erzielt als geplant. Ebenso verhält es sich bei den Steuereinnah-
men. Auch diese lagen 2003 und 2009 mit 0,4 Mrd. Euro und 0,8 Mrd. Euro 
unter den Ansätzen, während in den übrigen Jahren zwischen 0,1 Mrd. Euro 
und 1,4 Mrd. Euro mehr Steuern eingenommen wurden, als geplant waren. 

Im zehnjährigen Betrachtungszeitraum stiegen die Gesamt-Ist-Einnahmen 
durchschnittlich um 2,94 Prozent jährlich, die Steuereinnahmen um 
3,37 Prozent. Das Land hat in diesem Zeitraum 9,9 Mrd. Euro neue Kredite 
aufgenommen. 

Im Staatshaushaltsplan sind 40,7 Mrd. Euro für 2013 und 41,3 Mrd. Euro für 
2014 Gesamteinnahmen geplant. Darin sind 29,9 Mrd. Euro bzw. 31,0 Mrd. 
Euro Steuereinnahmen enthalten.  

 

1.2 Einnahmen im Einzelnen 

Die Einnahmen des Landes stiegen von 31,4 Mrd. Euro 2003 auf 40,8 Mrd. 
Euro 2012. Sie werden insbesondere durch Steuern und steuerähnliche 
Abgaben (29,8 Mrd. Euro, 73 Prozent) sowie Zuweisungen und Zuschüsse 
(7,7 Mrd. Euro, 19 Prozent) erzielt.  

Die Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen sind 2012 gegenüber 
dem Vorjahr um 228 Mio. Euro zurückgegangen. Diesen Einnahmen stehen 
größtenteils entsprechende Ausgaben gegenüber (siehe Punkt 2.2). 
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1.3 Steuereinnahmen 

Die Steuern und steuerähnliche Abgaben sind abhängig von der konjunktu-
rellen Entwicklung. Nach dem Einbruch der Steuereinnahmen 2009 infolge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise stiegen die Steuereinnahmen seit 2011 
wieder deutlich an.  

Sie lagen 2012 mit 29,7 Mrd. Euro um 8,7 Mrd. Euro (+41,6 Prozent) höher 
als 2003. In der Mittelfristigen Finanzplanung geht die Landesregierung für 
2015 von einem weiteren Anstieg der Steuereinnahmen auf 32,0 Mrd. Euro 
und 2016 auf 32,9 Mrd. Euro aus.  

Tabelle 2 zeigt, wie sich die Steuereinnahmen von 2008 bis 2012 sowie im 
Zehnjahresvergleich (Basisjahr 2003) im Einzelnen entwickelt haben. 

 

Tabelle 2: Entwicklung der Steuereinnahmen (in Mio. Euro) 

 2003 2008 2009 2010 2011 2012 

Gemeinschaftsteuern   

Lohnsteuer 8.760,9 9.483,2 8.790,8 8.339,6 9.441,4 9.957,6

Veranlagte Einkommen-
steuer 663,5 2.552,7 1.837,0 2.432,1 2.078,4 2.725,9

Nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag 522,5 1.049,8 700,6 654,7 2.076,4 1.540,7

Körperschaftsteuer 1.276,6 1.554,1 513,8 963,4 439,5 1.900,6

Umsatzsteuer 5.020,5 5.722,2 6.977,8 6.624,7 6.760,6 6.795,2

Einfuhrumsatzsteuer 1.670,3 2.576,6 1.991,9 2.557,9 2.983,0 3.073,8

Gewerbesteuerumlage 798,1 965,6 651,0 714,6 953,0 977,2

Zinsabschlag/ 
Abgeltungsteuer 674,5 915,6 861,1 614,2 600,6 586,0

Summe Gemeinschaft-
steuern (Landesanteil) 19.386,9 24.819,8 22.324,0 22.901,2 25.332,9 27.557,0

Landessteuern   

Erbschaftsteuer 470,1 808,5 804,4 843,9 749,9 670,6

Grunderwerbsteuer 726,7 794,5 688,8 789,9 943,1 1.169,5

Rennwett- und 
Lotteriesteuern 239,0 192,3 189,6 172,1 176,7 168,6

Feuerschutzsteuer 44,0 54,9 37,9 48,1 48,5 52,7

Biersteuer, sonstige 
Landessteuern 82,7 49,0 53,1 44,0 42,6 43,1

Summe Landessteuern 1.562,5 1.899,2 1.773,8 1.898,0 1.960,8 2.104,5

Summe Steuereinnahmen 20.949,4 26.719,0 24.097,8 24.799,2 27.293,7 29.661,5
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Die Steuereinnahmen des Landes bestehen aus Gemeinschaft- und Lan-
dessteuern. Die Einnahmen aus Gemeinschaftsteuern erhöhten sich von 
19,4 Mrd. Euro 2003 um 42,1 Prozent auf 27,6 Mrd. Euro 2012. Ihr Anteil an 
den gesamten Steuereinnahmen des Landes lag 2012 bei 92,9 Prozent. 

Die Landessteuern haben sich seit 2003 von 1,6 Mrd. Euro um 34,7 Prozent 
auf 2,1 Mrd. Euro 2012 erhöht. Sie hatten 2012 einen Anteil an den gesam-
ten Steuereinnahmen des Landes von 7,1 Prozent. Bei dieser Betrachtung 
ist die bis 2009 dem Land zustehende Kraftfahrzeugsteuer nicht enthalten. 
Seit 01.07.2009 steht diese Steuer nicht mehr den Ländern, sondern dem 
Bund zu. Zur Kompensation erhalten die Länder seither vom Bund Aus-
gleichszahlungen, die in etwa den bisherigen Einnahmen aus der Kraftfahr-
zeugsteuer entsprechen. Neben der konjunkturellen Entwicklung beeinflus-
sen auch Rechtsänderungen die Höhe der Steuereinnahmen. So hat Baden-
Württemberg im November 2011 den Steuersatz der Grunderwerbsteuer 
von 3,5 Prozent auf 5 Prozent angehoben. Hierdurch haben sich die Ein-
nahmen aus der Grunderwerbsteuer 2012 um 226 Mio. Euro (+24 Prozent) 
gegenüber dem Vorjahr auf 1,17 Mrd. Euro erhöht. 

Das gegenüber dem Vorjahr um 2,4 Mrd. Euro (+8,7 Prozent) gestiegene 
Steueraufkommen des Landes im Haushaltsjahr 2012 mit 29,7 Mrd. Euro 
führte allerdings auch zu höheren Ausgaben im Länderfinanzausgleich 
(+778 Mio. Euro) und im kommunalen Finanzausgleich (+275 Mio. Euro). 
Unter Berücksichtigung dieser gestiegenen Ausgaben sowie der Kraftfahr-
zeugsteuerersatzleistung des Bundes ergaben sich gegenüber dem Vorjahr 
Netto-Steuermehreinnahmen von 1,3 Mrd. Euro. 

 

2 Ausgaben 

2.1 Entwicklung der Ausgaben 2003 bis 2012 

In Tabelle 3 sind für die Jahre 2003 sowie 2008 bis 2012 die veranschlagten 
Ausgaben jeweils den Ist-Ausgaben gegenübergestellt. 
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Tabelle 3: Ausgabe-Ansätze und Ist-Ausgaben (in Mio. Euro) 

 2003 2008 2009 2010 2011 2012 

Ausgabe-Ansätze laut 
Staatshaushaltsplan  31.549 33.984 35.941 35.081 36.764 38.847

(davon Personalausgaben) (12.682) (13.146) (13.734) (14.076) (14.648) (15.232)

Ist-Ausgaben 
(davon Personalausgaben) 

31.717
(12.793)

35.547
(13.058)

34.846
(13.587)

36.204 
(14.022) 

38.588 
(14.545) 

39.432
(14.835)

Differenz zwischen den 
Ausgabe-Ansätzen und 
den Ist-Ausgaben  

+168 +1.563 -1.095 +1.123 +1.824 +585

(dto. Personalausgaben) (+111) (-88) (-147) (-54) (-103) (-397)

Veränderungen gegenüber 
dem Vorjahr (in Prozent)   

• Ausgabe-Ansätze +1,9 -1,6 +5,8 -2,4 +4,8 +5,7

• Ist-Ausgaben +2,4 +1,6 -2,0 +3,9 +6,6 +2,2

• Personalausgaben +0,5 +1,9 +4,1 +3,2 +3,7 +2,0

 

Seit 2008 lagen die tatsächlichen Ausgaben - mit Ausnahme des Jahres 
2009 - über den Ausgabeansätzen. Die Unterschreitung des Haushaltssolls 
2009 ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die Konjunkturprogramme in 
geringerem Umfang kassenwirksam wurden, als bei der Veranschlagung 
angenommen. 2012 lagen die Ist-Ausgaben mit 39,4 Mrd. Euro um 0,6 Mrd. 
Euro (+1,5 Prozent) über den Ausgabeansätzen. 

Die Entwicklung der Ist- und Soll-Ausgaben ist aus Abbildung 2 ersichtlich. 

 

Abbildung 2: Ist- und Soll-Ausgaben (in Mio. Euro) 
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Von 2003 bis 2012 stiegen die Ist-Ausgaben durchschnittlich um 2,4 Prozent 
je Jahr und damit in geringerem Maße als die Ist-Einnahmen. Dadurch wur-
de der negative Finanzierungssaldo von 2,1 Mrd. Euro 2003 zu einem posi-
tiven Finanzierungssaldo von 1,5 Mrd. Euro 2007 und 1,4 Mrd. Euro 2008. 
Seit 2009 ist der Finanzierungssaldo wieder negativ (siehe hierzu Beitrag 
Nr. 1, Punkt 2.3, Landtagsdrucksache 15/3801). 

Im Staatshaushaltsplan 2013/2014 sind 40,7 Mrd. Euro und 41,3 Mrd. Euro 
Gesamtausgaben geplant. Die Personalausgaben sind mit 15,9 Mrd. Euro 
(2013) und 16,3 Mrd. Euro (2014) veranschlagt. In der Mittelfristigen Finanz-
planung geht die Landesregierung bis zum Jahr 2016 von einem weiteren 
Anstieg der Gesamtausgaben auf dann 42,7 Mrd. Euro aus. Die Personal-
ausgaben sollen in diesem Zeitraum um weitere 2,2 Mrd. Euro 
(+14,6 Prozent) gegenüber 2012 auf dann 17 Mrd. Euro steigen. 

 

2.2 Ausgaben im Einzelnen 

Tabelle 4 zeigt, wie sich die Ausgaben von 2008 bis 2012 sowie im Zehnjah-
resvergleich (Basisjahr 2003) im Einzelnen entwickelt haben. 

 

Tabelle 4: Entwicklung der Ausgaben (in Mio. Euro) 

 2003 2008 2009 2010 2011 2012 

Personalausgaben (Hauptgruppe 4) 12.793 13.058 13.587 14.022 14.545 14.835 

Sächliche Verwaltungsausgaben 
(Obergruppen 51 bis 54) 1.775 1.725 1.632 1.649 1.705 1.756 

Schuldendienst 
(Obergruppen 56 - 59) 1.884 1.912 1.667 1.908 1.911 1.724 

Davon       

Kreditmarktzinsen 1.809 1.857 1.601 1.830 1.829 1.672 

Zinsausgaben an Gebietskörper-
schaften 13 9 9 9 6 6 

Tilgungen bei Gebietskörperschaften 62 46 57 69 76 46 

Zuwendungen und Zuschüsse ein-
schließlich solche für Investitionen 
(Hauptgruppe 6 ohne Gruppen 612 
und 613 zuzüglich Obergruppen 88 
und 89) 

7.778 8.556 9.261 9.736 10.213 10.406 

Länderfinanzausgleich (Gruppe 612) 1.859 2.621 1.888 1.145 1.804 2.582 

Allgemeine Zuweisungen im kom-
munalen Finanzausgleich (Gruppe 
613) 

4.190 5.892 5.698 6.175 6.459 6.733 

Baumaßnahmen (Hauptgruppe 7) 367 427 518 616 750 499 

Sonstige Investitionen (Hauptgrup-
pe 8 ohne Obergruppen 88 und 89) 396 281 324 403 350 408 

Besondere Finanzierungsausgaben 
(Hauptgruppe 9) 675 1.075 271 550 851 488 

Summe 31.717 35.547 34.846 36.204 38.588 39.432 
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Die Personalausgaben stiegen in den vergangenen zehn Jahren kontinuier-
lich an. Sie lagen 2012 um 16 Prozent über den Personalausgaben des 
Jahres 2003. Allein in den vergangenen fünf Jahren haben sich die Perso-
nalausgaben um 1,8 Mrd. Euro erhöht (+13,6 Prozent). Die sächlichen Ver-
waltungsausgaben blieben im Zehnjahreszeitraum hingegen bei jährlich 1,6 
bis 1,8 Mrd. Euro. 

Die Ausgaben für Zuwendungen und Zuschüsse erhöhten sich in den ver-
gangenen zehn Jahren deutlich. Sie erreichten 2012 mit 10,4 Mrd. Euro 
einen Höchststand. Diese Ausgaben sowie diejenigen für Baumaßnahmen 
wurden in den letzten Jahren durch die Konjunkturprogramme des Bundes 
und des Landes (Zukunftsinvestitionsprogramm, Landesinfrastrukturpro-
gamm) beeinflusst. Die Ausgaben für Baumaßnahmen gingen 2012 aller-
dings um ein Drittel gegenüber dem Vorjahr zurück. 

Auch die Ausgaben für den allgemeinen kommunalen Finanzausgleich sind 
beträchtlich gestiegen. Sie lagen 2012 mit 6,7 Mrd. Euro um 2,5 Mrd. Euro 
(+61 Prozent) höher als 2003. 

Bei den Ausgaben für den Schuldendienst handelt es sich im Wesentlichen 
um Kreditmarktzinsen. Diese blieben aufgrund des günstigen Zinsniveaus in 
den letzten Jahren stabil. Sie sind 2012 um 157 Mio. Euro gegenüber 2011 
gesunken. Da ab dem Jahr 2013 mit der Aufnahme neuer Schulden zu 
rechnen ist, werden auch die Zinsausgaben in den kommenden Jahren wie-
der steigen. In der Mittelfristigen Finanzplanung sieht die Landesregierung 
für 2016 vor, dass sich die Ausgaben für Kreditmarktzinsen auf 2,0 Mrd. 
Euro erhöhen werden.  

Die Ausgaben für den Länderfinanzausgleich sind von 2003 bis 2008 um 
41 Prozent gestiegen. Infolge gesunkener Steuereinnahmen war der Beitrag 
Baden-Württembergs 2009 und 2010 geringer. Er erreichte 2012 mit rund 
2,6 Mrd. Euro wieder das Niveau von 2008. Bis 2016 ist mit einem weiteren 
Anstieg auf 2,8 Mrd. Euro zu rechnen. 

In Abbildung 3 ist dargestellt, auf welche Bereiche sich die Ausgaben des 
Landes verteilen. 
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Abbildung 3: Wesentliche Ausgabenbereiche des Landes 2012 
(in Mio. Euro)  
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Den größten Ausgabenblock mit 14,8 Mrd. Euro bilden die Personalausga-
ben. 

 

3 Steuerdeckungsquote 

Die Steuerdeckungsquote drückt das Verhältnis der Brutto-Steuereinnah-
men in Bezug auf die bereinigten Gesamtausgaben aus. Sie ist ein Indikator 
für den Finanzierungsspielraum aus eigenen Finanzierungsquellen. Je nied-
riger die Quote ist, umso höher ist die Abhängigkeit von anderen Einnah-
men, wie z. B. Entnahmen aus Rücklagen, Zuweisungen vom Bund oder 
Kreditaufnahmen. 

Die Steuerdeckungsquote erreichte 2007 und 2008 einen Spitzenwert von 
mehr als 80 Prozent und sank 2010 auf unter 70 Prozent. 2012 stieg sie 
wieder auf 76 Prozent. 

Im Bundesvergleich lag die Steuerdeckungsquote in den vergangenen Jah-
ren in allen westlichen Flächenländern zwischen 70 und 80 Prozent. 

 


